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Text 

Bewilligung von Zwangsmitteln 

§ 105. (1) Das Gericht hat über Anträge auf Verhängung und Fortsetzung der Untersuchungshaft 
sowie auf Bewilligung bestimmter anderer Zwangsmittel zu entscheiden. Für die Durchführung einer von 
ihm bewilligten Maßnahme (§ 101 Abs. 3) hat das Gericht eine Frist zu setzen, bei deren ungenütztem 
Ablauf die Bewilligung außer Kraft tritt. 

(2) Soweit dies zur Entscheidung über einen Antrag nach Abs. 1 aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen erforderlich ist, kann das Gericht weitere Ermittlungen durch die Kriminalpolizei anordnen oder 
von Amts wegen vornehmen. Es kann auch von der Staatsanwaltschaft und der Kriminalpolizei 
tatsächliche Aufklärungen aus den Akten und die Übermittlung eines Berichts über die Durchführung der 
bewilligten Maßnahme und der weiteren Ermittlungen verlangen. Nach Verhängung der 
Untersuchungshaft kann das Gericht anordnen, dass ihm Kopien der im § 52 Abs. 2 Z 2 und 3 
angeführten Aktenstücke auch in weiterer Folge übermittelt werden. 
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